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I. Zweck dieser Dienstanweisung („VO“) 

 

 

1. die Einrichtung der internen Meldestelle für die nach dem Hinweisgeberschutzgesetz 

verpflichteten Rechtsträger, 

2. das Beschwerdeverfahren nach § 8 LkSG, 

3. den Ablauf der Meldung von Compliance-Verdachtsfällen, 

4. das Verfahren über den Umgang mit Compliance-Verdachtsfällen, 

5. den Schutz hinweisgebender Personen, 

6. den Schutz von Personen, die von Hinweisen betroffen sind, 

7. und die insoweit bestehenden allgemeinen Mitwirkungspflichten der Mitarbeitenden.  

 

 

 

II. Geltungsbereich 

1. Organisatorischer Geltungsbereich 

 

 

 

 

 

2. Persönlicher Geltungsbereich 
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3. Sachlicher Anwendungsbereich 

 

 

1. Straftaten,  

2. Ordnungswidrigkeiten, soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben, Leib oder 

Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von Beschäftigten oder ihrer Vertretungsorgane (vgl. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 HinSchG) oder dem Schutz der durch das LkSG geschützten Rechtsgüter dient,  

3. Versuchs- oder Vorbereitungshandlungen zu Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten der 

vorgenannten Art,  

4. sonstige Verstöße gegen Gesetze, Rechtsverordnungen oder andere Rechtsvorschriften im 

Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 - 10 und § 3 Abs. 2 HinSchG, 

5. Verstöße gegen arbeits- oder dienstrechtliche Pflichten und 

6. Verstöße gegen verpflichtende Regelungen für Beschäftigte von Rechtsträgern der UGPD 
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III. Einrichtung und Aufgaben der internen Meldestelle 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

IV. Beauftragung und Aufgaben der externen Ombudsperson 
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V. Meldekanäle 

 

 

in Textform per E-Mail an ombudsperson-pommersche-diakonie@fs-pp.de , 

• per Briefpost an: Ombudsperson Pommersche Diakonie c/o RAe FS-PP, Potsdamer Platz 8, 

10117 Berlin, oder 

• mündlich per Telefon unter 030 318685-933 richten. 

 

  

mailto:ombudsperson-pommersche-diakonie@fs-pp.de
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VI. Verfahren bei Meldungseingang 

1. Das Melde-Verfahren bei der internen Meldestelle 

 

 

 

 

• durch Zusammenfassung des Inhalts in Form eines Vermerks oder 

• mit Einwilligung der hinweisgebenden Person durch die vollständige und genaue Niederschrift 

des Wortlauts in Form eines Protokolls oder 

• mit Einwilligung der hinweisgebenden Person durch Tonaufzeichnung, die, wenn sie zur 

Anfertigung eines Protokolls verwendet wird, zu löschen ist, sobald dieses fertiggestellt ist. 

 

 

 

2. Das Melde-Verfahren bei der externen Ombudsperson 

 

 

                                                
1 Insoweit besteht derzeit eine Unsicherheit über die Auslegung des Hinweisgeberschutzgesetzes, ob auch Inhaltsprotokolle vom 
Unterschriftenerfordernis erfasst sind. FS-PP ist der Auffassung, dass das nicht der Fall ist. 
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VII. Prüfung und Bewertung von Meldungen 

1. Das Prüf-Verfahren bei der internen Meldestelle 

 

 

 

 

 

 

2. Das Prüf-Verfahren bei der externen Ombudsperson 

 

 

 

 

 

 

 

                                                
2 Vgl. Ziff. VI.1 Abs. 6: Bei einer lediglich anonymisierten Meldung müssen Hinweisgeber etwas mehr Informationen über sich 
selbst preisgeben. Wenn eine persönliche Meldung vertraulich abgegeben werden möchte, kann man nicht völlig anonym bleiben. 
Der Identitätsschutz des Hinweisgebers wird aber durch die interne Meldestelle gewahrt. 
3 Anonyme Meldungen sind solche, bei denen der Hinweisgeber seine Identität nicht preisgibt, d. h. der Meldende bleibt völlig 
anonym.  
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VIII. Grundsätze des Umgangs mit Compliance-Hinweisen 

1. Null-Toleranz-Politik 

 

 

 

 

 

 

 

2. Gewährleistung der Vertraulichkeit 
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3. Weitergabe von Informationen über die Identität hinweisgebender Personen 

 

 

 

 

 

 

4. Schutz hinweisgebender Personen 
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5. Aufklärung von Compliance-Hinweisen 
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6. Umgang mit geringfügigen Compliance-Verstößen 

 

 

 

 

 

IX. Folgemaßnahmen 

 

 

 

1. Beschäftigte befragen, 

2. organisatorische Einheiten der UGPD um Auskünfte ersuchen, 

3. eine interne Untersuchung anordnen und diese durchführen oder leiten, 

4. das Verfahren aus Mangel an Beweisen oder aus anderen Gründen abschließen, 

5. Maßnahmen zur Reaktion auf einen Verstoß planen und der Geschäftsleitung empfehlen 

und 

6. das Verfahren an eine zuständige Behörde zwecks weiterer Untersuchung abgeben. 
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1. Maßnahmen zur Sicherung und Prävention 

 

 

 

2. Interne Untersuchung bei schweren Compliance-Verstößen  
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a) Mitteilungspflichten 

 

 

 

 

 

 

b) Durchführung  
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c) Beteiligung der Mitarbeitervertretung (soweit vorhanden) 

 

 

1. die interne Untersuchung Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der 

Arbeitnehmer im Betrieb im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG bzw. § 40 lit. k) MVG-EKD 

berührt, 

2. zur Aufklärung eines begründeten Verdachts technische Einrichtungen verwendet werden 

sollen, die im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG bzw. § 40 lit. j) MVG-EKD geeignet sind, das 

Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen, und wenn eine Befragung 

anhand standardisierter Fragebögen erfolgen soll und wenn 

3. im Rahmen der internen Untersuchung standardisierte Fragebögen im Sinne von § 94 Abs. 1 

BetrVG bzw. § 39 lit. a) MVG-EKD eingesetzt werden sollen, die nicht nur Geschäftsvorgänge 

betreffen. 

 

d) Befragungen 

 

 

 

 

• ihre Auskünfte in einem Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen sie verwendet 

werden können;  

• sie sich jederzeit auf eigene Kosten durch einen Rechtsanwalt ihrer Wahl oder, soweit eine 

Mitarbeitervertretung (MAV) besteht, kostenlos durch ein Mitglied ihrer MAV beraten lassen 

können;  
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• das Recht eingeräumt wird, die Auskunft auf solche Fragen zu verweigern, deren 

Beantwortung sie selbst oder eine der in § 52 Abs. 1 StPO genannten Personen gefährden 

würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.  

 

e) Pflichten der Mitarbeitenden  

 

 

 

f) Datenschutzrechtliche Belange  

 

 

 

 

                                                
* ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, 
genetische und biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum 
Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung.  
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g) Abschlussbericht  

 

 

 

3. Maßnahmen zur Reaktion auf einen Verstoß 

 

 

 

 

• in Ansehung der Schwere des Verstoßes den Betroffenen nicht über Gebühr beeinträchtigt  

• und geeignet ist, dem Betroffenen die Bedeutung seines Fehlverhaltens vor Augen zu führen 

und eine Wiederholung eines gleichgelagerten Verstoßes in der Zukunft zu verhindern,  

• die ausnahmslose Geltung der Rechtsnormen und internen Regeln in der UGPD zu 

verdeutlichen und  

• die Kultur der Integrität in der UGPD zu bewahren und glaubhaft zu vermitteln. 
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X. Meldungen an externe staatliche Meldestellen  

 

 

 

 

 

XI. Evaluation und Anpassung  

 

 

 

 

XII. Reporting  
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Die geführten Verfahren sind stichwortartig in ihrem Gegenstand sowie den wesentlichen 

Ergebnissen der Untersuchungen und ihrer Zieldauer und ihrer realen Dauer zusammenzufassen. 

 

 

 

XIII. Dokumentation 

 

 

 

 

 

 

XIV. Datenschutz 
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XV. In-Kraft-Treten, Gendergerechte Sprache 

 

 

 

Vorstand bzw. Geschäftsführung 

aller Rechtsträger der Unternehmensgruppe Pommersche Diakonie  
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Anlage 1 – Externe staatliche Meldestellen 

 

 

Externe Meldestelle des Bundes:  

 

Bundesamt für Justiz, 

Adenauerallee 99 – 103 

53113 Bonn 

 

 

Für Meldungen nach § 4d des FinDAG und Informationen über Verstöße nach § 2 Abs. 1 

Nr. 3 lit. a sowie lit. r bis t HinSchG, soweit Zuständigkeit nach § 50 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 

GwG besteht: 

 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Hinweisgeberstelle 

 

Postalisch:  

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

 

Persönlich: Dreizehnmorgenweg 44 – 48 

53175 Bonn 

 

E-Mail: hinweisgeberstelle@bafin.de 

 

Tel.: 0228 / 4108 – 2355 

 

Für Meldungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 HinSchG: 

Bundeskartellamt 

Kaiser-Friedrich-Str. 16 

53113 Bonn 

 

E-Mail: info@bundeskartellamt.bund.de 

 

Tel.: 0228 / 9499 – 386 

 

  

mailto:hinweisgeberstelle@bafin.de
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